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Nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine ist die Welt eine andere. Olaf Scholz hat die Zei-

tenwende nicht nur herbeigeredet, sie ist wirklich da - durch die multiplen Krisenerfahrungen 

und die Art, wie regierungsseitig damit umgegangen wird. Die ökonomische Konkurrenz zwi-

schen den Staaten hat eine militärische Austragungsebene bekommen, die schließlich auch 

den politischen Diskurs radikalisiert. Der Satz: „Die Ukraine muss diesen Krieg gewinnen“, 

wird dabei zu einem Diktum, dem man besser nicht widerspricht. Wer fragt, wie der Frieden 

in der Region langfristig gesichert werden soll, wenn es Sieger und Verlierer gibt, gilt bereits 

als Putin-Versteher. Vergessen sind die Bemühungen um Entspannung durch die Regierung 

Brandt - Bemühungen, für die es einmal viel Applaus gab. 

 

Gleichzeitig bricht der Krieg mit alten Gewissheiten. Plötzlich ist von den friedensverwöhnten 

Generationen der Nachkriegszeit die Rede, so als sei es ein unverdientes Privileg, im Frieden 

aufzuwachsen, zu leben, zu lieben und zu sterben. Die Bundesinnenministerin empfiehlt der 

Bevölkerung, Lebensmittelvorräte anzulegen und denkt laut über die Öffnung von Luftschutz-

bunkern nach. Der Bundesfinanzminister kündigt Wohlstandsverluste an und jeder weiß, er 

meint damit nicht seinen eigenen Wohlstand. Der Bundeswirtschaftsminister hält die Men-

schen wegen der drohenden Lebensmittelkrise dazu an, weniger Lebensmittel zu verbrauchen. 

Und der ehemalige Bundespräsident gibt kalten Wohnungen angesichts steigender Energie-

preise einen altruistischen Sinn. „Frieren für die Freiheit“, heißt es nun und klingt in den Ohren 

vieler wie kaum zu überbietender Zynismus. Ohne Zweifel: Die Welt ist eine andere geworden. 

 

Rückschlag im Kampf gegen den Klimawandel 

 

Dieser Krieg unmittelbar vor der Haustür der Bundesrepublik ist furchtbar, auch weil er ein 

enormer Rückschlag im Kampf gegen den drohenden Klimakollaps ist. Dabei hatte die Ampel-

Regierung ihren Koalitionsvertrag noch mit den Worten „Mehr Fortschritt wagen“ überschrie-

ben und den „klimaneutralen Wohlstand“ versprochen. Doch wer das Klima schützen will, der 

darf nicht ausblenden, dass ambitionierte Klimaziele und Krieg nicht zusammenpassen. Kriege 

sind Klimasünder, die schlimmsten, die sich weltweit finden lassen. Schon allein die Herstel-

lung von Kriegsgerät treibt die Treibhausgaslast in die Höhe. So weist eine UN-Energiestatistik 

aus dem Jahre 2018 nach, dass bei der Produktion von Waffen allein in Deutschland 32.000 

Tonnen CO2 anfallen. 8.700 Tonnen CO2 entstehen bei der Herstellung von Kampffahrzeugen.  

 

Auch vor diesem Hintergrund ist das 100-Milliarden-Euro-Sondervermögen, das vom Bundes-

tag gerade beschlossen wurde, ein riesiges Konjunkturgeschenk an die Rüstungsindustrie, das 

die Klimabilanz Deutschlands deutlich verschlechtern dürfte. Eine bessere Ausstattung der 

Bundeswehr bedeutet nicht nur eine bessere Ausstattung mit Wintermänteln und Feldstiefeln, 

sondern vor allem mit einsatzfähigem Kriegsgerät. Das muss auch in Friedenszeiten erprobt, 

genutzt und gewartet werden. 2020 verfügte die Bundeswehr über 141 Eurofighter. Diese ha-

ben in den letzten zehn Jahren eine halbe Million Flugstunden absolviert. Schaut man in das 

Portal Klimaretter.info, erfährt man, dass der CO2-Ausstoß in nur einer Flugstunde dieser 

durchaus stattlichen Eurofighter-Flotte dem entspricht, was ein einziger Deutscher im Jahr an 

klimaschädlichem CO2 verursacht. 



 

 

 

Im Krieg wird zudem deutlich, die Rüstungsindustrie ist nicht nur CO2-intensiv, sondern buch-

stäblich eine Wegwerfindustrie. Waffen werden produziert und im Einsatz zerstört - mit riesi-

gen Schäden für das Klima. Laut einer Studie der Nichtregierungsorganisation Oil Change In-

ternational soll allein der Irakkrieg 2003 141 Millionen Tonnen CO2-Emissionen verursacht 

haben. Das entspricht dem Jahresverbrauch von Neuseeland oder dem von 25 Millionen zu-

sätzlichen Autos auf den Straßen. Die Emissionen stammten aus dem Treibstoff für Kampf-

handlungen, aus brennenden Ölfeldern, aus vermehrtem Abfackeln von Gas, von Explosivstof-

fen und Chemikalien. Vor diesem Hintergrund wirken die Energiespar-Appelle der Bundesre-

gierung an die Bevölkerung wie blanker Hohn: Während die Menschen die Heizung runter dre-

hen und sich Pullover oder Strickjacke anziehen sollen, um einen Beitrag zum Energiesparen 

zu leisten, wird im Zuge eines gigantischen Aufrüstungsprogramms so viel Energie verschleu-

dert, dass das 1,5-Grad-Ziel - das bereits jetzt „praktisch auf der Intensivstation“ liegt, wie UN-

Generalsekretär Antonio Guterres es recht drastisch formulierte - nun wohl endgültig seinem 

Siechtum überlassen wird. 

 

Gasembargo für eine radikale Energiewende? 

 

Jetzt machen die wichtigsten Wirtschaftsmächte Druck für ein Embargo von russischem Öl, 

Gas und Kohle. Doch während die Klimabewegung Fridays for Future die fossilen Energieträger 

ohnehin lieber heute als morgen beenden möchte und deshalb die Forderung nach einem Em-

bargo unterstützt, warnt Guterres, die Einfuhr fossiler Energieträger aus Russland zu stoppen, 

könne die globalen Anstrengungen gegen den Klimawandel zunichtemachen. Tatsächlich 

spricht einiges dafür, dass ein Gasembargo nicht etwa eine radikale Energiewende einleiten, 

sondern diese eher behindern würde. Dazu reicht ein Blick auf den Energieverbrauch der Bun-

desrepublik. Etwa ein Viertel bis ein Drittel entfällt auf die privaten Haushalte, ein Großteil 

dagegen auf die gewerbliche Nutzung. Den höchsten Verbrauch verzeichnen die Chemie- und 

die Metallindustrie. Beide Industrien stehen vor tiefen transformativen Umbrüchen mit dem 

Ziel, Fertigungsprozesse und Produktpaletten klimaneutral umzubauen.  

 

Ob Stahlindustrie in Duisburg oder Chemieindustrie in Leverkusen, der klimaneutrale Umbau 

beider Leitindustrien ist wesentliche Voraussetzung für das Gelingen der Energiewende. Che-

mische Produkte spielen in Photovoltaik, chemischem Recycling, in der Gebäudedämmung, 

für die Gewichtsreduzierung von Fahrzeugen oder bei der Entwicklung der Kreislaufwirtschaft 

eine wichtige Rolle. Hier muss ein klimaneutraler Umbau der Produktionstechnologie ebenso 

auf den Weg gebracht werden wie eine Veränderung nachhaltiger Produkte. Ähnlich ist es bei 

der Stahlherstellung. Auf grünem Wasserstoff basierende Direktreduktionsanlagen könnten 

die CO2-intensiven Hochöfen ersetzen. Auf diese Weise kann der Stahl, der so umfangreich in 

viele Wertschöpfungsketten eingebunden ist und dringend für den Bau von Windkrafträdern, 

Solaranlagen oder den Aufbau der Wasserstoffinfrastruktur benötigt wird, klimaneutral herge-

stellt werden.  

 

Neben Rohstoffen und Technologie ist Energie deshalb ein zentraler Baustein in industriellen 

Fertigungsprozess und damit auch im aktuellen Transformationsprozess. Eine erfolgreiche 

Energiewende ist daher ohne eine bedarfsgerechte Energieversorgung nicht zu gewährleisten. 

Ein Embargo gegen russisches Erdgas würde einen Einschnitt in die Versorgungssicherheit 

bedeuten. Gleichzeitig sorgt die Angst vor Lieferengpässen aber auch für sprunghafte Preis-

anstiege bei nahezu allen Rohstoffen und industriellen Vorprodukten. So zog der Preis für Ni-

ckel innerhalb kürzester Zeit um 250 Prozent auf über 100.000 Dollar pro Tonne an. Die Tat-

sache, dass Russland einer der größten Exporteure von Nickel, Aluminium, Platin oder Palla-

dium ist, sorgt für eine angespannte Marktlage, denn Lieferausfälle können kaum von anderen 

Regionen aufgefangen werden. Schon jetzt führen die Lieferengpässe zu Verzögerungen in 

den Lieferketten der Automobilindustrie. Die WirtschaftsWoche spricht von einer Zäsur im Roh-

stoffhandel und rechnet in der Folge mit erheblichen Wohlstandsverlusten vor allem in Europa. 

 

 



 

 

 

Energiestrategie der Bundesregierung 

 

Vor diesem Hintergrund wirkt die Energiestrategie der Bundesregierung wie industriepoliti-

sches Kamikaze. Ob der frühere Kohleausstieg bis 2030, wie von SPD, Grüne und FDP im 

Koalitionsvertrag anvisiert, unter den Bedingungen erhöhter Versorgungsunsicherheit zu hal-

ten ist, wird sich noch zeigen. Die Bundesregierung setzt jedenfalls auf eine Reduzierung des 

Gasverbrauchs und sucht nach einem Ersatz für russische Energieträger. Dabei liegt der stra-

tegische Fokus auf dem Import von Flüssiggas (LNG – Liquefied Natural Gas) aus Katar, Nor-

wegen oder den USA. Gleichzeitig beschleunigt sie den Bau von Hafenanlagen, sogenannten 

LNG-Terminals, zum Import von verflüssigtem Erdgas aus nichtrussischen Quellen. Das lang-

fristige Ziel bleibt zudem ein beschleunigter Ausbau der Erneuerbaren Energien. 

Doch allein die Substituierung von russischem Pipelinegas wird ein Kraftakt. Laut Bundesnetz-

agentur wurden 2020 1.791 Terrawattstunden Gas in das deutsche Gasnetz eingespeist. Über 

90 Prozent davon wurden importiert, mehr als die Hälfte aus Russland. Wie weit LNG die Gas-

lieferungen aus Russland kompensieren kann, bleibt abzuwarten. Ein Blick auf die exportierten 

Gasmengen macht das Problem jedoch sichtbar. Der wichtigste LNG-Lieferant für Europa ist 

Katar. Das Liefervolumen beläuft sich auf 30,2 Milliarden Kubikmeter. Der Gasanteil Russ-

lands, der nun ersetzt werden müsste, war nach Angaben der WirtschaftsWoche 2020 mit 

167,7 Milliarden Kubikmeter etwa sechsmal so hoch. Und auch das RWI-Leibniz-Institut für 

Wirtschaftsforschung in Essen kommt zu dem Schluss, dass LNG russisches Gas aus der Pipe-

line nicht vollständig ersetzen kann, sondern bestenfalls zur Überbrückung von Engpässen 

denkbar ist. 

Die wirtschaftlichen Schäden, die eine unterbrochene Energieversorgung auslösen könnte, 

wären zudem enorm. So geht das Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) 

davon aus, dass die Wirtschaftsleistung infolgedessen um sechs Prozent zurückgehen könnte. 

Die Folge wären drastische Einbrüche vor allem im Bereich industrieller Fertigungsprozesse 

mit teils dramatischen Auswirkungen beispielsweise für die Lebensmittelproduktion. Stoppt 

die Glasproduktion in Süddeutschland, kann Babynahrung-Hersteller Hipp seine Babynahrung 

nicht mehr abfüllen. Und auch Pharma-Unternehmen könnten lebenswichtige Medizin nicht 

mehr in ausreichendem Maße produzieren. 

Auf dem Weg ins Umweltdesaster 

Die LNG-Strategie der Bundesregierung läuft jedoch ins Leere, weil die Kapazitäten für die 

Gaslieferungen aus Katar oder den USA bis 2026 durch anderweitige Vertragsbindungen im 

geforderten Umfang nicht zur Verfügung stehen. Vor allem aber führt diese Strategie gerade-

wegs in eine Umweltkatastrophe. So sind Produktion und Einfuhr von LNG deutlich aufwändi-

ger als Pipelinegas aus Russland. Dazu kommt: Das Gas ist doppelt so teuer, weil der Verflüs-

sigungsprozess mit einem hohen Energieaufwand verbunden ist. Zusätzlich zieht der lange 

Transportweg aus Übersee CO2-Emissionen nach sich, die bei russischem Pipelinegas nicht 

anfallen. 

Doch wie fatal die Strategie der Bundesregierung für den Kampf gegen den Klimawandel ist, 

wird mit Blick auf die USA deutlich. Hier boomt seit einigen Jahren die Förderung von Schie-

fergas, das durch eine insbesondere bei Umweltverbänden umstrittene Fracking-Methode ge-

wonnen wird. Mit Hilfe gewaltiger Mengen an Wasser, Sand und Chemikalien werden unterir-

dische Felsformationen so aufgesprengt, dass Erdöl und Erdgas herausfließen und zu Tage 

befördert werden können. Am Ende des Förderprozesses muss das Fracking-Unternehmen 

etwa 300.000 Dollar aufbringen, um das Bohrloch fachgerecht zu verschließen. Weil aber un-

ter Donald Trump Umweltauflagen gelockert worden waren, wurden von den drei Millionen 

Bohrlöchern mehr als zwei Millionen im Anschluss an die Förderung nicht wieder verschlossen, 



 

 

weshalb dort in großen Mengen Methangas ausströmt. Satellitenmessungen belegen mittler-

weile einen starken Anstieg der Methan-Emissionen über den Fracking-Zonen der USA. Dabei 

geht es um eine Menge, die den Auspuffgasen von 1,5 Millionen Autos entspricht. Die erhöhte 

Nachfrage Europas nach LNG aus nichtrussischer Quelle könnte nun das amerikanische Ex-

portgeschäft mit dem umstrittenen Fracking-Gas ankurbeln - mit fatalen Folgen für die Um-

welt. 

Explodierende Energiepreise und Inflation 

Hinzu kommt: Energiesicherheit und Energiepreisentwicklung sind zwei Seiten derselben Me-

daille, denn Russland ist zweitwichtigster Energielieferant der Welt. Insbesondere die Kosten 

für Gas und Öl schießen durch die Decke, weil unklar ist, ob morgen noch ausreichend davon 

vorhanden ist. So kostete Erdgas im Februar 2022 125,4 Prozent mehr als im Februar des 

vorangegangenen Jahres. Bei Strom lag der Anstieg bei zwei Drittel, bei Heizöl waren es 56,9 

Prozent mehr. Unterm Strich haben die Energiepreise die Inflation auf den höchsten Wert seit 

über 40 Jahren gehoben.  

Nach Angaben der WirtschaftsWoche müssen Schmelzen, Raffinerien oder Düngemittelfabri-

ken in Europa bereits wegen der hohen Energiepreise ihre Produktion drosseln. Gleichzeitig 

werden die gestiegenen Kosten für die Herstellung von Lebensmitteln oder Gebrauchsgütern 

an die Verbraucher weitergegeben. Die Supermarktregale sind voll, aber die Waren darin wer-

den immer teurer. Das Kieler Institut für Weltwirtschaft (IfW) rechnet wegen der angespannten 

Situation am Energiemarkt deshalb vorerst nicht mit einer Normalisierung bei den Preisen. 

„Die Inflationsrate dürfte in diesem Jahr mit 5,8 Prozent so hoch ausfallen wie noch nie im 

wiedervereinigten Deutschland“, heißt es dazu in einer vorsichtigen Prognose. Die hohen 

Preise von Energie und Lebensmitteln belasten vor allem Menschen mit geringem Einkommen, 

wie eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) zeigt. Singles mit einem Einkommen 

zwischen 1.200 und 1.600 Euro zahlen inzwischen fast vier Prozent mehr als vor Kriegsbeginn 

- nur für Energie. Dagegen stieg die Belastung für Singles mit einem Einkommen zwischen 

4.000 und 4.500 Euro nur um 2,2 Prozent. Der Krieg und die Sanktionspolitik richten sich also 

auch hierzulande in erster Linie gegen die Menschen mit geringen und mittleren Einkommen. 

Fazit 

Unterm Strich muss festgehalten werden: Die Politik der Bundesregierung ist in vielerlei Hin-

sicht verantwortungslos. Sie erhöht mit immer weiteren Waffenlieferungen in die Ukraine das 

Risiko einer militärischen Eskalation. Auf diplomatischem Wege nach gemeinsamen Verhand-

lungslösungen zu suchen, wird mittlerweile nicht einmal mehr erwogen. Sie treibt den Klima-

wandel voran, statt diesen - wie sie es sich vorgenommen hatte - zu begrenzen. Damit versetzt 

sie all jenen einen schweren Schlag, die seit dreieinhalb Jahren aus Angst vor dem Klimakol-

laps auf die Straße gehen. Und sie nimmt eine systematische Enteignung der Beschäftigten, 

der Rentner, der Studenten in Kauf, die nun für die gleichen Produkte mehr zahlen müssen. In 

Ländern wie Spanien, Frankreich oder Portugal wurden Gaspreisdeckel beschlossen, um die 

Kosten für Energie stabil zu halten und Privathaushalte zu entlasten. Das ist deshalb eine wich-

tige Maßnahme, weil in Europa die teuerste Energieform den Preis aller Energiearten be-

stimmt. Da das seit Monaten der Gaspreis ist, zahlen die Menschen den Strom auf der Basis 

des Gaspreises, während die Produzenten von Kohle, Öl und Gas prächtig an den steigenden 

Preisen verdienen. 

Vor allem aber ist die Energiewende in Gefahr, solange der Krieg in der Ukraine weitergeht. 

Mit jedem Tag, den dieser Krieg andauert, rückt das 1,5-Grad-Ziel in immer weitere Ferne. Wer 

behauptet, Frieden mit Russland sei nicht möglich, ohne es zu versuchen, verspielt nicht nur 

leichtfertig den Lebensstandard der Menschen, sondern verschleppt gleichzeitig die Energie-

wende. 


